LANDESHAUPTSTADT

P N

I
WIESBADEN

T
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Betreff: Dezernat(e) v

Aufhebung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, Revitalisierung des Stadtviertels -
Siudlich der GerichtsstraRe” im Ortsbezirk Mitte
- Satzungsbeschluss -

Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich f‘
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten i
Rechtsamt nicht erforderlich & erforderlich -
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich erforderlich e
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich f"
- der HGO nicht erforderlich erforderlich e
StraRenverkehrsbehdrde nicht erforderlich erforderlich {
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich .
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich f‘
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich ¢ erforderlich o
Kommission nicht erforderlich erforderlich e
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich e
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich - erforderlich o
Magistrat Tagesordnung A & Tagesordnung B ¢
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder []
ihasdst(\:/ﬁlr;rsdnetenversamqung nicht erforderlich erforderlich g
Eingangsstempel Amt 16 offentlich O nicht 6ffentlich
X wird im Internet/PIWI verdffentlicht

Bestatigung Dezernentin

Sigird Méricke
Stadtréatin

Vermerk Kdmmerei Wiesbaden,

[] Stellungnahme nicht erforderlich
[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. Imholz
[ ] > siehe gesonderte Stellungnahme

Stadtkdmmerer



Seite 2 der Sitzungsvorlage Nr. 16-V- 61-0036

A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X grin Prognose Zuschussbedarf:
abs.: 3.116.635,61 €
in %: 9,7 %
Il. _Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
ll. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um [ ] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zusétzl. . .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kosten Bedarf apl/iipl (Eftgn;’ K?on:)lgerll(ltr)\g K(()Egre]:g;] 9 Bezeichnung
in€ in€ - €9 /
Veroffentli- Amtliche
2016 | (ing 350,- 0.- 1300153 | 684000 Bekanntmachung
Summe einmalige Kosten: 350,- 0,-

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Da der rechtsverbindliche vorhabenbezogene Bebauungsplan Wiesbaden 2011/03, in Kraft
getreten am 25.03.2011, nicht innerhalb der im Durchfiihrungsvertrag festgelegten Fristen
realisiert wurde, wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan gemaR § 12 Abs. 6 Satz 1
Baugesetzbuch (BauGB) aufgehoben.

Anlagen:

1 Ubersicht tiber den Planbereich ,Revitalisierung des Stadtviertels - Siidlich der Gerichtsstrale*
im Ortsbezirk Mitte

Aufzuhebender vorhabenbezogener Bebauungsplan

Textliche Festsetzungen des aufzuhebenden vorhabenbezogenen Bebauungsplans
Begriindung des aufzuhebenden vorhabenbezogenen Bebauungsplans

Niederschrift der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit

O wiN

Die Anlagen sind im INTRANET in der raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im
raumbezogenen Informationssystem (RIS) digital verfligbar (http://riv/infogis/riv/riv3.html).
Erganzend wird die Anlage Nr. 2 zu den Sitzungen bereitgehalten.

C Beschlussvorschlag:

1 Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB durchgefiihrt wurde (Anlage
5 zur Vorlage),

- die frihzeitige Beteiligung der Behtrden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach
§ 4 Abs. 1 BauGB durchgefiihrt wurde,

- zeitgleich zur 6ffentlichen Auslegung nach 8§ 3 Abs. 2 BauGB die Beteiligung der Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgefiihrt wurde.

2 Die Aufhebung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ,Revitalisierung des Stadtviertels —
Sudlich der Gerichtsstral3e” im Ortsbezirk Mitte wird nach § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Allgemein:

Die ehemaligen Liegenschaften des Landes Hessen zwischen Oranien- und Moritzstrafl3e stehen
nach dem Auszug der Gerichte im Jahr 2009 leer. Eine Nachnutzung des Areals durch die neu
gegrundete Law School der EBS Universitat fur Wirtschaft und Recht (EBS) war vorgesehen. Zur
Erlangung des hierzu notwendigen Planungsrechts wurde ein vorhabenbezogener Bebauungsplan
erstellt und 2011 zur Rechtskraft gebracht. Das Projekt lief3 sich ebenso wenig realisieren wie ein im
Jahr 2013 erwogenes gemeinsames Konzept der EBS und der Hochschule Fresenius (HSF) zur
Nutzung des Areals als gemeinsamer Hochschulcampus.

Aus diesem Grund wird der 2011 zur Rechtskraft gebrachte vorhabenbezogene Bebauungsplan
entsprechend den Festlegungen des Baugesetzbuchs aufgehoben.

Finanzielle Auswirkungen:
Dem Stadtplanungsamt entstehen durch das Aufhebungsverfahren bis auf die
Vero6ffentlichungskosten keine weiteren Kosten.


http://riv/infogis/riv/riv3.html

Seite 4 der Sitzungsvorlage Nr. 16-V- 61-0036

Wertschdpfung:

Zeitplanung:
Es ist geplant im 4. Quartal 2016 den Satzungsbeschluss herbeizufiihren.

Il. Demografische Entwicklung

IV. Ergénzende Erlduterungen

Zu Beschlussvorschlag Nr. 1:

Am 14.12.2015 wurde die Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB in Form einer Biirgerversammiung
Uber das Aufhebungsverfahren friihzeitig unterrichtet. Es bestand Gelegenheit zur AuRerung und
Erdrterung. Die Niederschrift der Burgerversammlung ist der Sitzungsvorlage beigefigt (Anlage 5).
In dieser Birgerversammlung wurden keine Stellungnahmen vorgebracht.

Mit Schreiben vom 12.11.2015 wurden die Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
nach § 4 Abs. 1 BauGB friihzeitig an der beabsichtigten Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans beteiligt. Es wurden keine Stellungnahmen zu dem Aufhebungsverfahren
vorgebracht.

Im Zeitraum vom 16.08.2016 bis 15.09.2016 wurde der aufzuhebende vorhabenbezogene
Bebauungsplan ,,Revitalisierung des Stadtviertels - Stidlich der Gerichtsstral3e” nach § 3 Abs. 2
BauGB offentlich ausgelegt. Wahrend der 6ffentlichen Auslegung wurden keine Stellungnahmen
abgegeben.

Mit Schreiben vom 18.08.2016 wurden die Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
nach § 4 Abs. 2 BauGB an der beabsichtigten Aufhebung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans ,Revitalisierung des Stadtviertels - Sudlich der GerichtsstraRe” beteiligt. Es
wurden keine Stellungnahmen vorgebracht.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 2:

Der Satzungsbeschluss ist der abschlie3ende Beschluss uber die Aufhebung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans.

V. Gepriifte Alternativen

Wiesbaden, 21. Oktober 2016
610310 sm /2066

Sigrid Moricke
Stadtratin



	Umweltamt: Umweltprüfung

